
  
Amtliche Bekanntmachung Nr. 28/2013 

 

B e k a n n t m a ch u n g  d er  H a u sh a l t s s a tz u n g  
d e r  S t ad t  H e r z o g e n r a t h  

f ü r  d a s  H a u sh a l t sj a h r  2 0 1 3  
v o m  1 3 . 0 5. 2 0 1 3  

 
I.  Haushaltssatzung der Stadt Herzogenrath für das Haushaltsjahr 2013 
 
Auf grund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung v om 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23. Oktober 
2012 (GV. NRW. S. 474), in Kraft getreten am 31. Oktober 2012, hat der Rat der Stadt Herzogenrath mit Be-
schluss vom 19.03.2013 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan f ür das Haushaltsjahr 2013, der die f ür die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde v oraussicht-
lich erzielbaren Erträge und entstehenden Auf wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
Im Ergebnisplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 94.570.000 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auf wendungen auf 102.162.000 EUR 
 
Im Finanzplan mit 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der lauf enden Verwaltungstätigkeit auf 91.676.400 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der lauf enden Verwaltungstätigkeit auf 93.046.900 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Inv estitionstätigkeit auf 4.834.500 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Inv estitionstätigkeit auf 11.450.500 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf 6.623.100 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf 1.359.000 EUR 

f estgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Auf nahme für Inv estitionen erforderlich ist, wird auf 

6.616.000 EUR 
f estgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpf lichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Inv estitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erf orderlich ist, wird auf 

 
2.892.000 EUR 

f estgesetzt. 
 

§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des v oraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan 
wird auf 
 

7.592.000 EUR 
 
f estgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürf en, wird auf 
 



  
50.000.000 EUR 

f estgesetzt. 
 

§ 6 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden f ür das Haushaltsjahr 2013 wie f olgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

1.1 f ür die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

   (Grundsteuer A) auf  260 v . H. 

1.2 f ür die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  414 v . H. 
 
2. Gewerbesteuer auf 420 v . H. 
 

§ 7 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 2016 wieder hergestellt. Die daf ür im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
plans umzusetzen. 
 

§ 8 
(1) Die im namentlichen Stellenplan f ür Tarif lich Beschäftigte sowie Beamtinnen und Beamte enthaltenen 

KU-Vermerke gelten mit der Maßgabe, dass diese Stellen beim Ausscheiden der Stelleninhaberinnen 
und Stelleninhaber in Stellen einer niedrigeren Besoldungs- beziehungsweise Entgeltgruppe umgewan-
delt werden. 

 
(2) Die im namentlichen Stellenplan f ür Tarif lich Beschäftigte sowie Beamtinnen und Beamte ausgewiese-

nen KW-Vermerke besagen, dass diese Stellen beim Ausscheiden bzw. beim Wechsel von der Arbeits-
phase in die Freistellungsphase innerhalb des Altersteilzeitarbeitsv erhältnisses wegf allen. Nur im be-
gründeten Ausnahmef all nach Entscheidung des Verwaltungsv orstandes/ Bürgermeisters ist eine Stel-
lennachbesetzung (auch anteilig) möglich. Die Stellenreduzierung ist durch Umstrukturierung/ Umorga-
nisation auch mittelbar innerhalb der gleichen Organisationseinheit möglich. 
 

(3) Zur Schaffung unterjähriger flexibler Handlungsmöglichkeiten bei der Wiederbesetzung v on Stellen wird 
die Möglichkeit eröffnet, Beamtenstellen v orübergehend mit Tarif beschäftigten v ergleichbarer Wertigkeit 
zu besetzen und umgekehrt auch Beamte v orübergehend auf  Stellen v on Tarif beschäftigten zu f ühren, 
sof ern die Wertigkeit vergleichbar ist. 
 

§ 9 
Regelungen zur flexiblen Haushaltsführung 

 
1. Bildung von Budgets 
 

Zur f lexiblen Haushalts-Ausführung werden mehrere Produkte zu Budgets zusammengefasst. Die Bud-
getbildung ist dem Haushaltsplan unter „Budgetierung der einzelnen Produkte“ (S. 9 ff.) zu entnehmen. 
 
Innerhalb der Budgets werden Erträge und Auf wendungen der lauf enden Verwaltungstätigkeit zusam-
mengef asst. 
 
Die konsumtiv en Auszahlungen bilden in ihrer Gesamtheit ein Budget. 
 
In den Budgets ist jeweils die Gesamtsumme der Erträge und die Summe der Auf wendungen für die 
Haushaltsausführung verbindlich. Das gleiche gilt auch f ür die Einzahlungen und Auszahlungen. 
 
Die Fachbereiche haben sicherzustellen, dass die Bewirtschaftung ihrer Budgets nicht zu einer Ver-
schlechterung des Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit führt. 
 
Es wird darüber hinaus bestimmt, dass bei einer vorliegenden Zweckbindung Mehrerträge die Ermächti-
gungen f ür die entsprechenden Auf wendungen erhöhen. Bei Mindererträgen vermindern sich die ent-
sprechenden Ermächtigungen für Auf wendungen. Gleichf alls dürf en zweckgebundene Mehreinzahlun-
gen bei inv estiven Maßnahmen für Mehrauszahlungen verwendet werden.  

2. Zentrale Bewirtschaftung 
 

Als Ausnahmen zur o.a. Budgetbildung werden im Zuge einer f lexiblen Haushaltsbewirtschaftung fol-
gende Auf wendungsarten, die produktübergreif end einen Deckungsring bilden, zentral bewirtschaftet: 
 

a) Personalauf wendungen  



  
Die Personalauf wendungen bilden produktübergreif end einen Deckungsring bis zur Höhe 
der im Konzept zur Reduzierung v on Personalkosten bei der Stadt Herzogenrath festge-
setzten Ermächtigung der Gesamtauf wendung. 

b) Telef on- und Postgebühren 
c) Interne Leistungsv errechnungen 
d) Ausnahme : Verfügungsmittel des Bürgermeisters 

Die Verf ügungsmittel des Bürgermeisters sind gesondert anzugeben. Eine Überschreitung 
des Ansatzes, die Verbindung mit anderen Haushaltspositionen und die Übertragung nicht 
v erwendeter Mittel in das Folgejahr ist nicht zulässig. 

 
3. Verpflichtungsermächtigungen 
 

Einzelne Verpf lichtungsermächtigungen können auch f ür andere Investitionsmaßnahmen in Anspruch 
genommen werden. 
Der in der Haushaltssatzung f estgesetzte Gesamtbetrag der Verpf lichtungsermächtigungen darf  hierbei 
jedoch nicht überschritten werden, anderenfalls ist eine Nachtragshaushaltssatzung zu beschließen. 
 
Bei (neuen) Verpf lichtungsermächtigungen für Investitionsmaßnahmen, die nicht in der Finanzplanung 
des Folgejahres enthalten sind, ist anhand der Finanzplanung ein Deckungsvorschlag in Höhe der (neu-
en) Verpf lichtungsermächtigung für das entsprechende Jahr zu unterbreiten.  

 
4. Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 

Als unerheblich im Sinne des § 83 Absatz 2 GO NRW gelten überplanmäßige Auf wendungen und Aus-
zahlungen, wenn Sie im Einzelf all den jeweiligen Haushaltsansatz um nicht mehr als 40.000 € überstei-
gen, gleiches gilt f ür außerplanmäßige Auf wendungen und Auszahlungen, dabei ist folgendes zu beach-
ten: 
 
1. Die Erheblichkeitsgrenze gilt f ür einzelne Investitions- bzw. Rückstellungsmaßnahmen. 
2. Bei zahlungswirksamen Auf wendungen gilt die Erheblichkeitsgrenze f ür das jeweilige Auf wands-

konto. 
 
Mehrauf wendungen und -auszahlungen, die den Haushalt nicht belasten (Innere Verrechnungen, Spen-
denv erwendungen, Durchlauf ende Gelder u.ä.) sowie Jahresabschlussbuchungen gelten als unerheb-
lich. 
 
Mehrauf wendungen und -auszahlungen bei den Sachkonten „Gewerbesteuerumlage“ und „Beteiligung 
Fonds Deutsche Einheit (Erhöhung Gewerbesteuerumlage)“ gelten als unerheblich, wenn sie durch hö-
here Gewerbesteuererträge   bzw. -einzahlungen gedeckt sind. 
 
Mehrauf wendungen und -auszahlungen beim Sachkonto „Städteregionsumlage“ gelten als unerheblich, 
wenn sie durch höhere Schlüsselzuweisungen gedeckt sind. 
 
Überplanmäßige Personalauf wendungen und -auszahlungen bei einzelnen Produkten/Teilprodukten gel-
ten als unerheblich, solange die Gesamtpersonalauf wendungen/ -auszahlungen insgesamt nicht über-
schritten werden (siehe hierzu auch 2.) 
 
Außerplanmäßige Auf wendungen und Auszahlungen, die durch das Umnummerieren v on Sachkonten 
(u. a. unterjährige Änderungen durch Inf ormation und Technik NRW) entstehen und keine Ansatzerhö-
hung zur Folge haben, gelten als unerheblich.  
 
Über die Leistung über- und außerplanmäßiger Auf wendungen und Auszahlungen bis zur Höhe v on 
40.000 € entscheidet grundsätzlich der Kämmerer. Diese sind dem Stadtrat v ierteljährlich zur Kenntnis 
zu bringen mit Ausnahme von Einzelmaßnahmen, die ein Volumen von 3.000,00 € unterschreiten, bei 
denen auf  eine detaillierte Darstellung verzichtet werden kann. 
 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Auf wendungen und Auszahlungen bedürf en der v orherigen Zu-
stimmung des Stadtrates.  

 
5. Nachtragssatzung/Nachtragshaushalt 

 
Eine Nachtragssatzung ist unv erzüglich auf zustellen, wenn  
 
1. ein Jahresfehlbetrag v on mehr als 3  % des Gesamthaushaltsvolumens der Erträge und Auf -

wendungen entstehen wird,  
2. Steigerungen der Auf wendungen oder Auszahlungen v on mehr als 4 % im Verhältnis zu den 

Gesamtauf wendungen bzw. Gesamtauszahlungen v orliegen,  
3. Auszahlungen f ür bisher nicht veranschlagte Inv estitionen in Einzahlung und Auszahlung sal-

diert den Gesamtbetrag v on 1.000.000 € übersteigen. 
 



  
Abweichungen bei den Ansätzen für die Abschreibungen und die Erträge aus der Auflösung v on Son-
derposten führen nicht zu einer Nachtragssatzung, solange ein dadurch entstehender höherer Fehlbe-
trag durch eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage bzw. der allgemeinen Rücklage gedeckt werden 
kann. 

 
6. Wertgrenze für die Veranschlagung einzelner Investitionsmaßnahmen 

 
Die Wertgrenze f ür die Veranschlagung und Abrechnung einzelner Investitionsmaßnahmen wird auf 
40.000 € festgesetzt.  

 
II.  Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die v orstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen f ür das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Städteregionsrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde in Aachen mit Schreiben vom 05.04.2013 angezeigt worden. 
 
Die nach § 76 Absatz 2 GO NRW erf orderliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzeptes ist vom Städte-
regionsrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Aachen mit Verf ügung v om 08.05.2013 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan und das Haushaltssicherungskonzept liegen gemäß § 80 Abs. 6 GO bis zum Ende der Ausle-
gung des Jahresabschlusses 2013 gemäß § 96 Abs. 2 GO im Rathaus Herzogenrath, Rathausplatz 1, Zimmer 
207, während der Dienststunden öffentlich aus und sind unter der Adresse www.herzogenrath.de im Internet 
v erfügbar. 
 
 
Hinweis: 
 
Die Verletzung v on Verf ahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung f ür das Land Nordrhein-Westf alen 
(GO NRW) kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine v orgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein v orgeschriebenes Anzeigev erf ahren wurde 
nicht durchgef ührt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss v orher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verf ahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath v orher gerügt und da-

bei die v erletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Herzogenrath, den 13.05.2013 
gez.: Christoph v on den Driesch 
Bürgermeister 


